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Sehr geehrte Damen und Herren, 
ob Ernährung, Energie, Hochwasser- und Naturschutz, kommunale Belange, Wirtschaft, Verkehr oder Tou-
rismus – alle damit verbundenen Aktivitäten haben eins gemeinsam: sie beanspruchen Fläche. Und mit 
den jeweils nachvollziehbaren Ansprüchen wächst auch der Konkurrenzdruck auf diese Ressource.  Für 
eine Erweiterung gibt es jedoch keine Optionen. Die Fläche wächst nicht! Wir stehen alternativlos mit dem 
Rücken zur Nordsee.
Die gerechte Aufteilung der Ressource Fläche wird unaufhaltsam zu einem nicht zu unterschätzenden 
Spannungsfeld in unserer Gesellschaft. Durch den Klimawandel (Hochwasserschutz, Ent-/Bewässerung, 
Flächen für die Energiewende usw.) wird sich die Situation in den nächsten Jahren dramatisch verschärfen. 
Die Universität Oldenburg will mit ihrem Forschungsansatz im Rahmen des BMBF-geförderten Projektes 
‚nordwest2050‘ dazu beitragen, die unterschiedlichen Interessengruppen in einem Meinungsforum zu-
sammenzuführen. Ein gesellschaftlicher Konsens zur gerechten Verteilung der Ressource Fläche wird 
dringend benötigt. Zusammen mit dem Centers of Competence wurde eine Fachtagung in Aurich unter 
Beteiligung vieler Anspruchsgruppen aus der Region organisiert. Die Unterzeichnung der Auricher Erklä-
rung am 5. Februar 2013 ist ein guter Start und kann, den Kooperationswillen aller vorausgesetzt, fortge-
schrieben werden. Man muss nicht allem im Einzelnen zustimmen, ist die Auricher Erklärung  doch ein 
Versuch, zwischen ganz unterschiedlichen Akteuren eine überfällige Diskussion anzustoßen, die nicht 
länger nur in der einen oder anderen Richtung geführt werden darf. Die Auricher Erklärung soll als Grundla-
ge dienen, Foren der Verständigung und praktischer Problemlösungen zu initiieren, um ein gemeinsames 
Verständnis für einen behutsamen Umgang mit den wertvollen Flächen in unserer Region zu entwickeln. 
______________________________________________ ______________________________________________
Prof. Dr. Reinhard Pfriem Dieter Frikke




Nach den aktuellen Szenarien stellt der Klimawandel eine He-
rausforderung dar, die mit dem Überschreiten der 2°-Marke zu 
unübersehbaren sozialen, ökologischen und auch ökonomi-
schen Folgen führen dürfte. Die Reduzierung der Treibhaus-
gasemissionen und die Minderung der globalen Erwärmung 
muss also oberstes Ziel der internationalen Staatengemein-
schaft sein. Dennoch mehren sich die Hinweise darauf, dass 
die klimapolitischen Ziele nur schwer erreicht werden können. 
Regionen werden sich daher auch mit den Folgen des Klima-
wandels auseinandersetzen müssen. Die entsprechenden 
Aufgaben sind dabei anspruchsvoll. So wird in Zukunft zum 
Beispiel die Sicherung der Ernährungsversorgung nicht nur bei 
globaler Betrachtung eine hohe Priorität haben. Neben Klima-
anpassung und Klimaschutz können auch Herausforderungen 
wie Ressourcenknappheit und -misswirtschaft oder die Bevöl-
kerungsentwicklung eine Rolle spielen.
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen rückt vor allem die 
begrenzte Ressource Land in den Mittelpunkt: Der Klimawan-
del wird im Nordwesten Deutschlands die Konkurrenzen um 
Fläche verschärfen. Insbesondere die Land- und Ernährungs-
wirtschaft als wichtiger Wirtschaftsfaktor wird sich dabei mit 
neuen Ansprüchen konfrontiert sehen. Es ist deshalb wichtig, 
aktiv nachhaltige Landnutzungsstrategien zu entwickeln. Im 
Forschungsprojekt ‚nordwest2050‘ werden Klimaanpassungs-
strategien für den Nordwesten entwickelt. Die im Folgenden 
angesprochenen Themen umfassen die gesamte Metropolre-
gion bzw. den nordwestdeutschen Raum. 
Ausgehend von bereits akuten Landnutzungskonfl ikten wer-
den mit Perspektive auf 2050 nicht nur die regionale und 
überregionale Land- und Ernährungswirtschaft, sondern auch 
die Energiewirtschaft über neue Strategien im Umgang mit der 
Ressource Boden nachdenken müssen. Wertvolle Böden sind 
lebensnotwen diges und wirtschaftlich umkämpftes Gut. Dies 
zeigt sich eindringlich an Bodenaufkäufen im großen Maßstab 
auf globaler Ebene durch Staaten und internationale Konzer-
ne. Umso wichtiger ist es, die Region so aufzustellen, dass sie 
handlungsfähig und weitsichtig für ihre eigenen Belange ein-
treten und zukunftsfähige Strategien des Umgangs mit Allge-
meingütern entwickeln und umsetzen kann. 
Die Folgen des Klimawandels zeichnen sich je nach wirt-
schaftlicher Entwicklung durch Spannbreiten aus. Anpas-
sungsmaßnahmen zu Flächennutzungen sind deshalb immer 
auch Entscheidungen unter Unsicherheit. Notwendig sind da-
her Maßnahmen, die fl exibel und anpassbar sind. Eine Regu-
lierung von Flächennutzungskonfl ikten bedarf also einer früh-
zeitigen und offenen Kommunika tion der Themen sowie der 
Identifi kation und des Ausbaus konkreter Ansatzpunkte und 
Spielräume für potenzielle Anspruchsgruppen. Angesichts 
sich zukünftig verschärfender Konfl ikte, sind lösungsorien-
tierte Zugänge entscheidend. Die Auricher Erklärung soll als 
Empfeh lung für den weiteren Umgang mit Flächennutzungs-
konfl ikten verstanden werden. 
Nachfolgend werden für den Umgang mit der Flächennut-
zungsproblematik Ansätze zusammenge fasst, die im KLIM-
ZUG Projekt »nordwest2050«1 mit regionalen Experten und 
Entscheidungsträgern erarbeitet wurden. Dabei ist zu beach-
ten, dass sich die Konfl ikte an unterschiedlichsten Problemla-
gen festmachen. Die hier vorgestellten Lösungsansätze wer-
den deshalb für die sechs Entwicklungsfelder (1) Regionalität 
und Kommunikation, (2) Kommunale Flächenressourcenscho-
nung, (3) Nachhaltige Landwirtschaft, (4) Wasserwirtschaft, 
(5) Energiewende sowie (6) Naturschutz ausformuliert. Daran 
anschließend werden die wesentlichen regionalen und über-
regionalen Akteure benannt sowie Handlungsempfehlungen 
gegeben.
Einleitung
1  Gefördert durch das BMBF 2009-2014: www.nordwest2050.de
6 nordwest2050
1. Für eine langfristig gesunde und sichere Nahrungsmittelver-
sorgung sowie weitere Funktionen sind eine räumlich vielfältige 
Kulturlandschaft und eine wettbewerbsfähige und nachhaltige 
Landwirtschaft von hoher Bedeutung. Dazu müssen eine Viel-
falt an Themen, Veränderungsprozesse und beteiligte Akteure 
mit unterschiedlichen Interessen zusammengebracht werden. 
Die Bedeutung regionaler Entwicklungsansätze und lokaler Ak-
tionsgruppen muss aufgewertet werden.
2. Die Landnutzungsrealität hängt von natürlichen und ökono-
mischen Besonderheiten der Region ab.
3. Längerfristige Entscheidungshorizonte und komplexe Zu-
sammenhänge (zum Beispiel die Folgen des Klimawandels) wer-
den dabei jedoch oft nicht oder nur unzureichend berücksichtigt. 
Daraus können volkswirtschaftlich ungünstige Entscheidungen 
resultieren, die möglicherweise nicht reversibel sind. 
4. Die aktuelle Flächennutzung in der Region ist ganz wesent-
lich von planerischen und politischen Rahmenbedingungen 
bestimmt. Das hier vorhandene Instrumentarium ist jedoch 
oft zu starr und undifferenziert angelegt. In der Folge wird es 
langfristigen Erfordernissen nicht hinreichend gerecht. Vor-
handenes lokales Wissen findet bei vielen Entscheidungen 
keine oder nur unzureichend Berücksichtigung.
5. Vor allem länger wirkende Themen, die Verbindung von ko-
operativem Austausch vs. Wettbewerb und die notwendige 
Einbindung völlig neuer und überregionaler Herausforderun-
gen mit einem wachsenden Druck auf Flächen erfordern eine 
intensive Beteiligung vieler regionaler Akteure. Es bedarf also 
innovativer Netzwerke und Kommunikationsstrategien, um 
trotz Unsicherheiten und unterschiedlicher Interessen nach-
haltig integrative Lösungen in der Region zu erreichen.
6. Für die Entwicklung von Informations- und Austauschstra-
tegien kann auf bestehenden Netzwerken aufgebaut werden. 
Erkannte Wissensdefizite und mangelnde Bereitschaft zur 
Kooperation lassen sich benennen, ebenso wie die Möglichkei-
ten, den Wissenstransfer auf Basis vorhandener Kommunika-
tionswege zu optimieren. Hierbei müssen Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verwaltung in vertikalen und horizontalen Netzen 
strukturiert zusammenarbeiten.
7. In einem nächsten Schritt müssen Bereiche, Ansprechpart-
ner und Schlüsselpersonen identifiziert werden, zwischen de-
nen besondere Konflikte vorliegen. Wo notwendig, müssen im 
Rahmen strukturierter und professionell geführter Netzwerke 
Konfliktfelder und Lösungsmöglichkeiten in regionaler Eigen-
initiative, gegebenenfalls in Form einer Mediation, analysiert 
und bearbeitet werden.
8. Umso wichtiger ist es, in Kooperationen konzertierte Wege 
zu eröffnen, um diese an Programmverantwortliche in Politik 
und Verwaltung zu kommunizieren. 
9. Ausgehend von diesen konkreten regionalen Erkenntnissen 
können informelle oder IT-gestützte Monitoringsysteme hel-
fen, die regional gewonnenen Erkenntnisse anderen Regionen 
zur Verfügung zu stellen, oder diese aus anderen Regionen zu 
adaptieren.
10. Auf der Basis regionaler Innovations- und Strategiebera-
tungen müssen Flächenressourcen unter den Bedingungen 
des Klimawandels verantwortlich genutzt werden. Da die Regi-
on einen hohen Stellenwert für langfristige Ernährungssicher-
heit besitzt, sollten Strategien zur Nahrungsmittelerzeugung 
unter Berücksichtigung aller anderen Bodenfunktionen Priori-
tät haben.





1. Kennzeichnend für die räumliche Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte war ein nahezu ungebremster Verbrauch von ver-
fügbaren Flächen, die insbesondere auch für den Ausbau des 
Siedlungswesens und der Verkehrsinfrastruktur in Anspruch 
genommen wurden. Ebenso werden durch Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen der Landwirtschaft Flächen entzogen.
2. Hintergrund dieser Entwicklung stellen Prozesse der klein- 
wie großräumigen Migration dar, in deren Folge vermehrt 
Wohnstandorte in ländlichen Räumen, selbst bei größerer Ent-
fernung zu den Zentren, nachgefragt wurden. 
3. Für die Entwicklung von Gewerbe, Industrie und Dienstleis-
tungen, einschließlich Tourismus, stellt die Verfügbarkeit von 
Flächen offensichtlich nach wie vor einen wichtigen Faktor dar; 
dies gilt auch für hochrangige Infrastrukturprojekte.  
4. Durch die anhaltende Ausweisung neuer großflächiger 
Wohn-, Gewerbe-, Industrie- und Einzelhandelsstandorte in 
Kleinstädten sowie Dörfern, zusätzlich angeheizt durch die 
Konkurrenz der kommunalen Gebietskörperschaften, haben 
viele ländliche Räume eine starke Zersiedlung erfahren.
5. Bedingt durch die weiträumige Entwicklung der Siedlungs-
struktur, die teils großen Distanzen zu den Arbeitsstätten 
(Pendler) und die Transportintensität (u.a. Gütertransport), die 
die Verteilung von Gewerbe, Industrie und Einzelhandel »auf 
der grünen Wiese« zwangsläufig mit sich bringt, war diese 
Entwicklung auch mit einer starken Verkehrserzeugung ver-
bunden. 
6. Gebrochen werden kann dieser Verbrauch wertvoller Flächen 
z.B. dadurch, dass mit Hilfe der Instrumente der Raumplanung, 
der Raumordnung und der ihr nachfolgenden gemeindlichen 
Bauleitplanung auch für die Entwicklung ländlicher Siedlungen 
konsequente Formen des Flächensparens praktiziert werden.
7. Um den Herausforderungen angemessen begegnen zu kön-
nen, sind Verzahnungen und Flexibilisierungen von formeller 
und informeller Planung notwendig. Hierzu zählen Anreize 
zum interkommunalen Dialog und zur Kooperation mit dem 
Ziel der Konsensfindung über einen sparsamen Umgang mit 
den Flächenressourcen. 
8. Der Druck auf die Fläche soll dadurch gemindert werden, 
dass notwendige Entwicklungen auf besonders geeignete 
Standorte konzentriert werden. 
9. Vorrangig sollen Formen der Innenentwicklung (z.B. Anreize 
zur Nutzung innerörtlicher Standorte, Um- / Wiedernutzung 
leer stehender Bausubstanz, verdichtete Bauweisen) sowie 
Konzepte der Nutzungsmischung verfolgt werden. Dafür ist die 
Transparenz über vorhandene Potenziale und Folgekosten Vo-
raussetzung. 
10. Zugleich muss vor allem die Siedlungsentwicklung stärker 
als bisher auf den ÖPNV ausgerichtet sein, respektive müs-
sen angepasste Angebote geschaffen werden. Insbesondere 
die Etablierung flexibler Mobilitätsdienstleistungen kann eine 





1. Die Wasserwirtschaft in der Region ist bereits heute ein 
wichtiger Akteur auf dem Flächenmarkt. Eine differenzierte 
Betrachtung von Quantität und Qualität sowie regionale Ge-
gebenheiten (Küstenregion, Binnenland, etc.) unter den Rah-
menbedingungen der Wasserrahmenrichtlinie und der zu er-
wartenden Klimaveränderungen sind wichtig. 
2. Trinkwasserversorgung Für die Gewährleistung einer si-
cheren Trinkwasserversorgung sind in einem förmlichen Ver-
fahren Wasserschutzgebiete festzusetzen, in denen zum Teil 
Nutzungsbeschränkungen für die Bewirtschaftung gelten. Im 
Nordwesten sind bisher nicht alle Schutzgebiete ausgewiesen, 
in vielen Fällen sind Gebietskulissen zu optimieren.
3. Langfristig sind zudem auch durch den Klimawandel be-
dingte Veränderungen der Einzugsgebiete von Wasserge-
winnungsanlagen nicht unwahrscheinlich (z.B. Versalzung in 
Küstennähe oder veränderte Grundwasserneubildung). Der 
langfristige Schutz der Grundwasservorkommen gewinnt in 
dem Maße an Bedeutung, in dem die Wasserqualität durch zu-
sätzliche Flächenansprüche, zum Beispiel im Bereich der er-
neuerbaren Energien, unter Druck gerät. Der Grünlandumbruch 
kann hier besonders nachteilig sein.
4. Die Qualitätssicherung bezieht sich deshalb nicht allein auf die 
Schutzgebiete, sondern umfasst im Sinne der WRRL auch ange-
passte Formen der Landnutzung außerhalb der Schutzgebiete.
5. Während der Trinkwasserverbrauch privater Haushalte de-
mographisch bedingt teilweise rückläufig ist, bilden sich in der 
Region neue Schwerpunkte des Wasserverbrauchs heraus.
Einerseits führt die industrielle Entwicklung in einigen Küs-
tenabschnitten zu einem erhöhten Wasserbedarf und neuer 
Nachfrage nach Wasserrechten, andererseits erschweren zu-
nehmende Beregnungsansprüche die Verteilung des Grund-
wasserdargebots.
6. Oberflächenwasser Als Folge des Klimawandels werden sich 
im Bereich der Oberflächenentwässerung neue Flächenansprü-
che ergeben. Die Ableitung von erhöhten Niederschlagsmengen 
sowie zusätzliche Versiegelungen übersteigen die Leistungs-
fähigkeit der konventionellen Entwässerungssysteme; neue 
Konzepte sind auf jeden Fall flächenintensiver. Eine dadurch 
ausgelöste Verlagerung von entsprechenden Entwässerungs-
systemen kann wiederum zu Lasten landwirtschaftlicher Nutz-
flächen gehen. Folgekosten müssen solidarisch getragen wer-
den (z.B. als Gemeinschaftsaufgabe von Land und Bund).
7. Küsten- und Hochwasserschutz Für den Küsten- und Hoch-
wasserschutz werden in der Zukunft sorgfältiger und umfas-
sender als bisher die Vor- und Nachteile klimaangepasster 
Lösungen abgewogen werden müssen. Für den Küstenschutz 
erforderliche, zu sichernde Kleientnahmeflächen sollen zwar 
vorrangig binnendeichs ausgewiesen werden, Nutzungsmög-
lichkeiten entsprechender geeigneter Vordeichsflächen sind 
jedoch zu prüfen und zu nutzen, besonders auch um den Flä-
chenanspruch zu Lasten landwirtschaftlicher Nutzflächen zu 
minimieren.
8. Lösungsansätze In bestimmten Teilräumen wird auch die 
Entwässerung Auswirkungen auf die Bodenqualität haben 
und die Intensität der Flächennutzung erhöhen. Synergien im 
Kompensationsflächenmanagement (im Zusammenhang mit 
der WRRL, NATURA 2000 etc.) können hier gemeinsam mit 
vielen Akteuren Lösungen frühzeitig erarbeitet und umgesetzt 
werden. Die bereits vorhandenen guten Ansätze und zum Teil 
hohen Verständigungs- und Umsetzungskompetenzen in der 
Region müssen ausgebaut werden.
9. Die Wasserwirtschaft verfügt insgesamt über ein breites 
Spektrum an Instrumenten und Konzepten zur Integration von 
wasserwirtschaftlicher Planung und Flächennutzung. Diese 
sind in der Zukunft systematisch zu nutzen und auszubauen, 
zum Beispiel in Form eines Beregnungsmanagements.
10. Dies umfasst u.a. eine intensivere Abstimmung von kom-
munalen Bauleit- und Infrastrukturplanungen mit wasser-
wirtschaftlichen Anforderungen. Auch die Implikation von 
planerischen Entscheidungen auf die Landnutzung im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
und der Biodiversitätsstrategie ist zu berücksichtigen.
11. Multifunktionale Flächennutzungskonzepte und Modelle 
räumlich und zeitlich flexiblerer Schutzgebietsfestsetzungen 
können zu einem verbesserten Grundwasser- und Hochwas-
serschutz beitragen, ohne dabei gleichzeitig den Flächen-
verbrauch massiv zu erhöhen. Die bestehenden Konflikte 
erfordern neue und informelle Beteiligungsverfahren, um ver-
waltungsrechtliche Verfahren zu ergänzen. Nicht zuletzt wird 
eine effizientere Wassernutzung unter Ressourcengesichts-
punkten an Bedeutung gewinnen und so auch den Flächen-
druck mindern können. Als Element der Daseinsvorsorge muss 





1. Die Landwirtschaft liefert die Lebensgrundlagen der Men-
schen. Hinreichend viele und gute landwirtschaftliche Flächen 
und deren angemessene Nutzung sind für eine zukunftsfähi-
ge Entwicklung unabdingbar. Gemessen daran haben in den 
vergangenen Jahrzehnten Entwicklungen stattgefunden, die 
einer Korrektur bedürfen, wenn die Landwirtschaft ihre ele-
mentare Aufgabe auf lange Sicht weiter erfüllen soll.
2. Als Beispiele möglicher Fehlentwicklungen können in die-
sem Zusammenhang angeführt werden: Örtlich starke Beein-
trächtigung der Bodenfruchtbarkeit durch einseitige Frucht-
folgen und ein Übermaß an Düngung, Verschlechterung der 
Wasserqualität, rapider Rückgang der Artenvielfalt oder auch 
problematische bis prekäre Einkommensverhältnisse, in vielen 
Fällen mit der Konsequenz, dass die selbständige bäuerliche 
Existenz aufgegeben werden muss.
3. Zu den Nachteilen forcierter Konzentrationsprozesse in der 
Landwirtschaft, die die vorhandenen Flächen- und Ressour-
cenangebote überschreiten, kommt der Zugriff branchen-
fremder Investoren hinzu; in den letzten Jahren nicht zuletzt, 
um Flächen für die Erzeugung von Bio-Energie zu gewinnen.
4. Inzwischen zeigen sich die Wirkungen falscher Anreize 
durch die Politik. Aktuell wächst auf breiter Front die Einsicht, 
dass landwirtschaftliche Flächen national wie international 
vor allem genutzt werden müssen, um eine in quantitativer wie 
qualitativer Hinsicht hinreichend gute Ernährungsversorgung 
zu gewährleisten. Zu dieser ernährungsbezogenen Nutzung 
landwirtschaftlicher Flächen bedarf es eines eigentümerge-
führten landwirtschaftlichen Unternehmertums, das auch Ver-
edelung und Vermarktung in den Blick nimmt und sich nicht 
nur als Rohstofflieferant begreift.
5. Nachhaltige Landwirtschaft braucht faire Preise und Markt-
mechanismen, um bäuerlicher Landwirtschaft hinreichende 
Einkommen zu gewährleisten und diese wieder attraktiver zu 
machen. Darüber hinaus müssen diese Preise auch Kosten 
für öffentliche Güter wie Tierschutz, Umwelt- und Naturschutz 
beinhalten. Damit werden auch bessere Grundlagen dafür ge-
schaffen, ökologisch langfristig tragfähige Anbau- und Tier-
haltungsmethoden zum Einsatz zu bringen.
6. Eine stärkere Regionalisierung der Wirtschaftskreisläufe 
gerade auch in der Ernährungswirtschaft sollte dazu beitra-
gen können, Vielfalt wieder stärker zu machen. Damit wird es 
möglich, den Erhalt und die Pflege der besonderen Kulturland-
schaft der Region zu realisieren. Die Wertschätzung der Land-
wirtschaft muss auf allen Bildungsebenen wieder stärker zur 
Geltung kommen. 
7. Regionalität, ökologische Qualität, Saisonalität und tierge-
rechte Fütterungs-, Aufzucht-, Haltungs- und Schlachtmetho-
den sind wichtige Gütekriterien nachhaltiger Landwirtschaft. 
Diese können gleichzeitig einen guten Beitrag leisten zur Be-
wältigung des Klimawandels und ebenso dazu, die Landwirt-
schaft an den schon stattfindenden Klimawandel anzupassen.




1. Die Energiewende mit dem Übergang auf eine weitgehend 
CO2-freie Energieversorgung hat erhebliche Auswirkungen auf 
die Flächen der Region. Der Umbau des Energiesystems verän-
dert Landschaften und setzt vorhandene Flächennutzungen 
unter Druck. Eine regenerative Energieversorgung erhöht ganz 
allgemein den Flächenbedarf. Daher muss neben der Energie-
vermeidung die technische Effizienz im Energieverbrauch und 
in der Energieproduktion stärker verfolgt werden.
Eine erhöhte Effizienz im Bereich der Biogaserzeugung könnte 
durch eine Umstellung von Grundlast- auf Regelenergieerzeu-
gung erreicht werden. 
2. Auch der notwendige Ausbau der Energieinfrastruktur wie 
Übertragungsnetze, Energiespeicher oder Offshore – Hafenan-
lagen beanspruchen weitere Flächen. Verschärft wird die Aus-
gangslage durch in der Regel sehr flächenintensive Kompen-
sationsmaßnahmen nach dem Bundesnaturschutzgesetz, 
welche zu diskutieren sind.
3. Eine stärkere dezentrale Energieversorgung bedeutet gleich-
zeitig aber auch die vermehrte Ausweisung von Energieproduk-
tions- und Speicherstandorten in der unmittelbaren Nähe von 
Städten und Siedlungsbereichen. Dabei handelt es sich nicht 
selten um Gebiete, die sowohl für die Landwirtschaft als auch 
für den Naturschutz von großer Bedeutung sind.
4. Neben dem steigenden Flächenbedarf durch den Klimaschutz 
werden auch von Klimaanpassungsstrategien weitere Flächen-
ansprüche ausgehen. Dabei sollte mit einer effizienten Umset-
zung verhindert werden, dass die durch den Klimawandel und die 
entsprechenden Handlungsstrategien verursachten Anforderun-
gen zu Lasten der landwirtschaftlichen Nutzflächen gehen.
5. Die Folge dieser Entwicklung ist jetzt schon ein massiver 
Anstieg der Pacht- und Bodenpreise, was zu einer Verdrän-
gung traditioneller landwirtschaftlicher Produktions- und Be-
triebsformen führt und auch die Umsetzung naturschutzfach-
licher Vorgaben erschwert. 
6. Dieser Konflikt zwischen Klimaschutz, Naturschutz und 
landwirtschaftlicher Produktion erfordert neue und zum Teil 
auch unkonventionelle Lösungsansätze. Die erforderlichen 
Maßnahmen und Konzepte sind jeweils unter Berücksichti-
gung lokaler und regionaler Bedingungen zu entwickeln. Die 
Lösungsansätze in diesem Spannungsfeld können durch ein 
gemeinsames Verständnis über zukünftige Entwicklungspers-
pektiven der Region befördert werden.
7. Die Ausnutzung aller Möglichkeiten zur Reduzierung des 
Flächenverbrauchs ist als durchgängiges Prinzip bei den 
Planungen zur Energiewende zu berücksichtigen. Dies gilt 
grundsätzlich auch für eine stärkere Verknüpfung von Raum-
ordnungs-, Energie- und Landwirtschaftspolitik. Als Beispiel 
können energieautarke Siedlungsstrukturen dienen. 
8. Die in den letzten Jahren im Rahmen von Programmen ei-
nes nachhaltigen Flächenmanagements entwickelten Kon-
zepte sollten systematisch auf ihre regionale Umsetzbarkeit 
hin überprüft werden. 
9. Dazu zählen die Nutzung bzw. das Recycling von Konversi-
onsflächen sowie vorhandener – linienförmiger – Infrastruktu-
ren, wie etwa Auto- oder Eisenbahntrassen als Standorte für 
die Energieproduktion. Auch der Übergang auf Alternativen 
zu herkömmlichen Energiepflanzen, wie beispielsweise Land-
schaftspflegematerial und Straßenbegleitgrün als Einsatz-
stoffe in der Biogasproduktion kann hier genannt werden.
10. Bei der Befriedigung von Flächenansprüchen durch die 
Klimaanpassung sind in der Zukunft alle Synergiepotenziale 
auszuschöpfen. Zum Beispiel kann Wirtschaftsdünger aus 






1. In den vergangenen zwei bis drei Jahrzenten ist es in der 
Region Weser-Ems durch eine allgemeine Nutzungsintensi-
vierung und Konzentration der Produktion zu einem Rückgang 
der Grünlandflächen zugunsten von Verkehrs-, Siedlungs- und 
Ackerflächen (in den vergangenen Jahren für die Biogas-Pro-
duktion) und die zunehmende Intensivierung der Tierhaltung 
gekommen. Letzteres wird unter anderem in steigenden Zah-
len der Tiere pro Betrieb und in einer abnehmenden Weidehal-
tung erkennbar.
2. Damit hat sich ein qualitativer und quantitativer Rückgang der 
Biodiversität in Wiesen und Weiden und – aufgrund zunehmen-
der Flächennachfrage vor allem für bioenergetische Nutzung 
– ein starker Verlust von Brach- und Restflächen ergeben. Die 
Erhaltung artenreicher Grünlandflächen ist heute fast nur noch 
in Schutzgebieten und/oder mithilfe des Vertragsnaturschutzes 
oder dauerhafter Kompensationsmaßnahmen möglich. 
3. Als eine wesentliche Ursache erhöhter Emissionen klima-
relevanter Gase kommt auch die starke Abtrocknung von 
landwirtschaftlich genutzten Moorflächen hinzu. Zur Wieder-
herstellung der Funktionsfähigkeit der Moore spielen die Was-
serhaltung und nachhaltiges Wassermanagement eine ent-
scheidende Rolle. Angepasste Moornutzungssysteme sind zu 
entwickeln.
4. Die stärkere Berücksichtigung des Naturschutzes fördert 
eine extensive bis mäßig intensive Landnutzung und stärkt die 
lokale sowie regionale Biodiversität. Notwendig sind verstärkte 
Bemühungen (u.a. unabhängige Beratung der Landwirte, stabi-
le finanzielle Ausstattung) in der Umsetzung von zum Beispiel 
Vertragsnaturschutz und Agrarumweltprogrammen. Denn nur 
so dürfte eine vielfältige Kulturlandschaft mit starken Anteilen 
von Grünlandbewirtschaftung langfristig Bestand haben.
5. Letztlich sind naturschutzfachliche Ziele nur erreichbar, 
wenn es zur Erhaltung und Förderung der Grünland-, Milch- 
und qualitativ hochwertigen, standortgebunden und kreislau-
forientierten Fleischwirtschaft ausreichende politische und 
ökonomische Anreize gibt. Dies kann unter anderem durch 
Förderung und Bewerbung regionaler Milch- und Fleischpro-
dukte, Förderung der Landschaftspflege und Umweltbildung in 
Schulen und regionalen Umweltbildungszentren geschehen.
6. Dieser Prozess erfordert den Einsatz flexibler Instrumente 
und Maßnahmen auf allen Ebenen. Darüber hinaus müssen, 
damit sich die Natur respektive ihre Fauna und Flora an den 
Klimawandel anpassen kann, die Artenvielfalt erhalten sowie 
Korridore und Wege geschaffen werden, in denen Tiere und 
Pflanzen wandern beziehungsweise sich verbreiten können. 
Das Gewässernetz auch mit Gräben und Vorflutern muss zum 
Rückgrat des Biotopverbundes werden. 
7. Die Bildung von neuen Allianzen unterschiedlicher Akteure 





Menschen ganz unterschiedlicher Auffassungen sind durch-
aus bereit, zusammenzukommen und aufeinander zu hören, 
wenn die Einsicht wächst, dass nur dann die großen Heraus-
forderungen heute und in der Zukunft bewältigt werden kön-
nen, vor denen wir stehen – das zeigen einige Erfahrungen der 
vergangenen Jahre. 
Die sachlich angemessene und vom Zugang her gerechte Nut-
zung des Bodens wird eines der wichtigsten Probleme der nä-
heren Zukunft darstellen – global, aber auch bei uns im Nord-
westen Deutschlands. Die Lösung dieses Problems wird nur in 
dem Maße gelingen, in dem unterschiedliche Menschen mit un-
terschiedlichen Interessen bereit sind, sich und ihre Ansprüche 
gegenseitig zu respektieren, und verständigungsorientiert daran 
arbeiten, hier zu einer fairen Entwicklung beizutragen. Anfangen 
muss dies bei den regionalen Akteuren. Auch wenn die unter-
schiedlichen Strategien der Landwirtschaftspolitik damit nicht 
verschwinden, müssen für die zukunftsfähige Sicherung von 
Flächen – in quantitativer wie in qualitativer Hinsicht – die ver-
schiedenen Organisationen, Institutionen und Verbände Foren 
und Formen der Verständigung finden. Vorhandene Netzwerke 
wie zum Beispiel das Grünlandzentrum Ovelgönne können hier-
für Plattformen bilden. Es gibt eine Vielzahl von Akteuren, die die 
Transformation hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft unter-
stützen können. Das beginnt bei den Landwirten selber, die sich 
nicht als bloße Rohstofflieferanten verstehen und ihre Hand-
lungsspielräume als Erzeuger der Lebensmittel als Mittel zum Le-
ben ausnutzen können. Es betrifft weiter die Verarbeiter und den 
Handel, die ihrerseits viele Möglichkeiten haben, die nachhaltige 
Qualität landwirtschaftlicher Produkte zu stärken und zu kom-
munizieren. Und natürlich sind auch die Verbraucher adressiert, 
die durch ihre Kaufentscheidungen und durch ihre praktische 
Einstellung zur Ernährung viel an Veränderung bewirken können. 
Landwirtschaftskammer, landwirtschaftliche Beratungsringe, 
auf Landwirtschaft bezogene Verbände (Landvolk) sowie wissen-
schaftliche Einrichtungen (Universitäten, Fachhochschulen und 
Forschungseinrichtungen) sind ebenso gefordert wie die Politik 
auf kommunaler, Landes-, Bundes- und europäischer Ebene.
Die Einrichtungen der Metropolregion, die Raumplanung und 
insgesamt die politischen Verwaltungen müssen stärker mit 
denen in Dialog treten, die vor allem auf Flächen angewiesen 
beziehungsweise von deren Nutzungen betroffen sind. Gerade 
bei den kommunalen Entscheidungsträgern muss die Bereit-
schaft zur stärkeren Kooperation und Abstimmung wachsen, 
um entsprechende Strategien in größeren räumlichen Hand-
lungszusammenhängen gestalten zu können.
Wasser ist eine elementare Ressource der Weser-Ems-Region 
und der kompetente Umgang damit von entscheidender Be-
deutung. Alle Einrichtungen, die mit der Wasserwirtschaft der 
Region zu tun haben, sind deshalb wichtige Partner im Bemü-
hen um angemessene Flächennutzung. 
Die populär gewordene Formel »Teller oder Tank« steht dafür, 
dass insbesondere zwischen ernährungswirtschaftlichen und 
energetischen Flächennutzungen Konflikte aufgetreten sind, 
die in Zukunft einer besseren Regulierung bedürfen. Neben 
der Land- und Forstwirtschaft sind insofern auch Energiever-
sorgungsunternehmen und Netzbetreiber (einschließlich der 
neuen Energiegenossenschaften), Projektierer erneuerbarer 
Energien sowie Planungs- und Genehmigungsbehörden in die 
Prozesse der Verständigung über zukunftsfähige Flächennut-
zungen einzubeziehen. 
Ferner darf die stärkere Berücksichtigung des Naturschutzes 
und extensiver Bewirtschaftungsformen nicht fehlen. Ökono-
mische Nutzungsinteressen dürfen den Erhalt und die Pflege 
der gewachsenen Natur- und Kulturlandschaften nicht gefähr-
den, sonst werden die Biodiversitätsziele der Bundesrepublik 
Deutschland und der EU nicht erreicht sowie unter anderem 
der Tourismus als wichtiger Wirtschaftszweig unserer Region 
darunter leiden. Umwelt- und Naturschutzverbände können 
bei einer solchen Strategie durch Mitgestalten stärker zu Lö-
sungen beitragen, die über einen bloß defensiv verstandenen 
Naturschutz hinausgehen. Neben dem Vertragsnaturschutz 
sind in der Landwirtschaft Bemühungen um Agrarumweltpro-
gramme entsprechend zu stärken.
Selbstverständlich werden längst viele uns betreffenden Ent-
scheidungen in Hannover, Berlin oder Brüssel getroffen. Je 
mehr sich allerdings die unterschiedlichen Akteure in der Re-
gion verständigen, desto besser wird es gelingen, diese Posi-
tionen auch auf höheren politischen Ebenen zur Geltung zu 
bringen und zum Erfolg zu führen. Insgesamt ist es notwendig, 
die Belange der Region wieder stärker in den Mittelpunkt zu 
rücken, ohne die Verantwortung für eine globale Nachhaltigkeit 
aufzugeben.





Die Unterzeichnung dieser Auricher Erklärung am 5. Februar 
2013 ist ein guter Start. Zahlreiche gewachsene politische In-
teressenkonflikte haben in der Vergangenheit zukunftsfähige 
Lösungen für den vernünftigen Umgang mit Flächennutzungs-
konflikten behindert. Aber es wächst die Einsicht, dass die Prob-
leme und Herausforderungen zu groß sind, als dass wir uns ein 
bloßes Verharren auf alten Positionen länger leisten könnten.
Die Auricher Erklärung ist nicht in Stein gemeißelt! Man muss 
nicht allem im Einzelnen zustimmen und kann trotzdem diese 
Auricher Erklärung unterzeichnen. Ist sie doch ein Versuch, 
zwischen ganz unterschiedlichen Akteuren eine überfällige 
Diskussion anzustoßen, die nicht länger nur in der einen oder 
anderen Richtung geführt werden darf. Unabhängig von einzel-
nen Punkten soll die Auricher Erklärung deshalb als Grundlage 
dienen, Foren der Verständigung und praktischer Problemlö-
sung zu initiieren und zu organisieren. Also Formen zu finden, 
wo diejenigen konstruktiv miteinander reden (und sich zuhö-
ren), die bisher eher nur übereinander oder gegeneinander ge-
redet haben.




08:45 Uhr  
Ausgabe der Tagungsunterlagen und  
Empfang mit Kaffee und Tee
09:30 Uhr 
Grußworte 
Prof. Dr. Reinhard Pfriem (Universität Oldenburg) 
Dieter Frikke (CoC e.V., Emden) 
Helmut Collmann (Ostfriesische Landschaft, Aurich) 
Moderation: André Karczmarzyk (ecco GmbH, Oldenburg)
09:45 Uhr 
Die Flächenproblematik aus globaler Perspektive 
Dr. Wilfried Bommert (Journalist und Autor)
10:30 Uhr 
Was heißt multifunktionale Landwirtschaft? 
Dr. Carsten Gutzler (ZALF e.V., Müncheberg)
11:15 Uhr 
Verschärfung von Flächennutzungskonflikten  
durch den Klimawandel 




Landnutzungskonflikte und Klimawandel – die Sicht des 
Landwirtschaftlichen Hauptvereins Ostfriesland e.V. 
Erich Hinrichs (LHV e.V., Aurich)
13:45 Uhr 
Vorstellung der sechs Workshops durch die Moderatoren 
Teilnehmende verteilen sich auf die Workshops
14:15 Uhr 
Erarbeitung der sechs Themenabsätze  
der Auricher Erklärung in den Workshops
16:45 Uhr 
Verabschiedung der gesamten Auricher Erklärung 
1. Der jeweilige Absatz wird von einem Vertreter der  
Workshops der gesamten Versammlung vorgestellt 





Vorstellung der Auricher Erklärung  
in einem Pressegespräch mit dem Team des Projekts  
nordwest2050 und dem Centers of Competence e.V.
Tagungsprogramm
Fachtagung 5. Februar 2013
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Workshop 1: 
Regionalität als Problemlöser – dezentrale Aktivitäten  
und Netzwerkbildung – Wege zur Gestaltung einer  
verständigungsorientierten Kommunikation
Moderation: Franz Jansen-Minßen (LWK Nds., Oldenburg)
Impulsbeitrag: Dr. Arno Krause (Grünlandzentrum Ovelgönne)
Workshop 2: 
Intelligente kommunale Flächenressourcenschonung  
(Siedlung + Verkehr)
Moderation: Prof. Dr. Ingo Mose (Universität Oldenburg)
Impulsbeitrag: Katrin Fahrenkrug (Raum & Energie, Institut für 
Planung, Kommunikation und Prozessmanagement, Wedel/
Hamburg)
Workshop 3: 
Umwelt- und Ressourcenschutz  
mit Blickrichtung Wasserwirtschaft
Moderation: Dr. Nana Karlstetter (Universität Oldenburg)
Impulsbeitrag: Egon Harms (OOWV Brake)
Workshop 4: 
Nachhaltige Landwirtschaft – zukunftsfähige  
landwirtschaftliche Anbaustrategien
Moderation: Prof. Dr. Reinhard Pfriem (Universität Oldenburg)
Impulsbeitrag: Garrelt Agena (Biolandhof, Krummhörn)
Workshop 5: 
Verschärfung von Flächennutzungskonflikten  
durch die Energiewende
Moderation: Uwe Baumert (NABU, Bremervörde/Zeven)
Impulsbeitrag: Dr. Birgit Vollrath (Bayerische Landesanstalt für 
Weinbau und Gartenbau, Veitshöchheim)
Workshop 6: 
Forum für den Naturschutz im Kontext  
von Klimaanpassungsstrategien
Moderation: Dr. Eckhard Asche (LWK Nds., Oldenburg)
Impulsbeitrag: Martin Rode (BUND Bremen)
Workshop-Programm
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»Mit der Auricher Erklärung wollen wir 
einen Dialog zwischen allen Anspruchs-
gruppen anstoßen. Nur so können 
lösungsorientierte Ansätze zu den Flächen-
nutzungskonfl ikten gefunden werden.«
Prof. Dr. Reinhard Pfriem | Universität Oldenburg
»Wir stehen mit dem Rücken 
zur Nordsee und müssen uns 
mit der vorhandenen Fläche 
arrangieren, der Ernährung ist 
dabei Vorrang einzuräumen.«
Dieter Frikke | CoC e.V., Emden
»Aktive Netzwerke, die 
miteinander ins Gespräch 
kommen, sind von hoher 
Wichtigkeit, um alle Belange 
zu berücksichtigen.«
Helmut Collmann | Ostfriesische Landschaft, Aurich
Expertenstimmen
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»Wer Biosprit und volle Supermärkte aus 
industrieller Landwirtschaft braucht oder sein 
Geld in Agrar- und Boden-Fonds investiert, 
unterstützt damit die globale Jagd nach 
Äckern der Welt. Deshalb muss die Politik den 
Wettbewerb zwischen Teller und Tank stoppen!«
Dr. Wilfried Bommert | Journalist und Autor
»Die Weltbevölkerung steigt auf 9,1 Milliarden Men-
schen bis 2050. Wir beobachten eine Zunahme 
des Fleischkonsums bei den Schwellenländern. 
Die Lebensmittelproduktion muss um 70 Prozent 
gesteigert werden. Das erfordert einen sorgsamen 
Umgang mit der vorhandenen Fläche.«
Dr. Carsten Gutzler | ZALF e.V., Müncheberg
»Quantitative und qualitative Rückgänge des Grünlands 
machen auch im Nordwesten Deutschlands konkrete 
Maßnahmen auf politisch-ökonomischer, landwirt-
schaftlicher, ökologischer und naturschutzfachlicher 
Ebene notwendig. Wir müssen daher stärker über eine 
Multifunktionalität der Landwirtschaft nachdenken.«
Prof. Dr. Rainer Buchwald | Universität Oldenburg
»Ostfriesland gehört mit über 1 Million 
Tonnen Milch pro Jahr zu den boomenden 
Regionen der Milchviehhaltung in 
Deutschland. Um das zu bewahren, ist 
eine  behutsame Politik für Siedlungs- 
und Verkehrsmaßnahmen wichtig.«
Erich Hinrichs | LHV e.V., Aurich
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 Agena, Garrelt Bioland-Hof Garrelt Agena
 Ahrens, Ute Nds. Ministerium für Ernährung,  
  Landwirtschaft, Verbraucher- 
  schutz und Landesentwicklung
 Albers, Heiko Wasserverbandstag e.V.
 Asche, Dr., Eckhard  Landwirtschaftskammer  
  Niedersachsen
 B
 Barde, Martin MB Unternehmensberater
 Baumert, Uwe NABU
 Bergmann, Matthias Büro für Ökologie und  
  Landschaftsplanung
 Blaha, Prof. Dr., Thomas Tierärztliche Hochschule  
  Hannover 
 Bleeker, Rudolf LHV e.V. - Kreisverband Leer
 Blöthe, Thomas Universität Bremen | artec
 Boekhoff, Marike Freischaffende Biologin
 Bommert, Dr., Wilfried Journalist | Autor
 Borde, Klaus ZV-Niederrheiderland
 Born, Manfred nordwest2050 |  
  Sustainability Center Bremen
 Bramlage, Henrik Paneuropa-Rösch GmbH
 Buchwald, Prof. Dr., Rainer Universität Oldenburg 
  
 Bünte, Dr., Rolf Landwirtschaftskammer  
  Niedersachsen
 Busch, Eckard OOWV Brake
 C
 Collmann, Helmut Ostfriesische Landschaft
 D
 de Vries, Ingo Landkreis Aurich
 Dirks, Hinrich Landwirtschaftskammer  
  Niedersachsen
 Dirksen, Peter Kreislandwirt
 Doeden, Hermann Muhder Sielacht |  
  Oveldinger Deichacht
 E
 Eyting, Sabine Gemeinderat Rastede,  
  Grüne Fraktion
 F
 Fahrenkrug, Katrin Institut Raum und Energie
 Finke, Margrit Landkreis Ammerland
 Franke, Wolfgang Landwirtschaftlicher Hauptverein  
  für Ostfriesland e.V.
 Frigger , Udo Frigger & Partner
 Frikke, Dieter Centers of Competence e.V.
 Frühling, Hartwig Landwirt | LHV e.V. 
 G
 Gerdes, Jann Stadt Emden –  
  Fachdienst Umwelt
 Gronewold, Antje Universität Oldenburg
 Grüßing, Detlef Landwirt | Landvolk Wittmund
 Gutzler, Dr., Carsten ZALF e.V.
 H
 Hadler, Bernd Landwirt
 Hans, Johann Wasser- und Abwasser- 
  Zweckverband Niedergrafschaft
 Harms, Egon Oldenburgisch-Ostfriesischer  
  Wasserverband Brake
 Heikens, Gerd-Udo LHV Ostfriesland e.V.
 Hedden, Karl Landwirtschaftlicher Hauptverein  
  Ostfriesland e.V.
 Hempel, Dr., Enno Pferdeland Niedersachsen GmbH
 Hermus, Sascha 3N Kompetenzzentrum  
  Niedersachsen
 Herrmann, Rüdiger NABU Gruppe Aurich
 Herzog, Uwe Spezialberatungsring für  
  Rinderhaltung und Futterbau e.V.
 Hinrichs, Hilke Landkreis Ammerland
 Hinrichs, Erich Landwirtschaftlicher Hauptverein  
  für Ostfriesland e.V.
 I
 Ilchmann, Ottmar Bundesverband Deutscher  
  Milchviehhalter e.V.
 J
 Jansen-Minßen, Franz Landwirtschaftskammer  
  Niedersachsen
 Janssen, Jabine Arbeitsgemeinschaft der  
  Landfrauenvereine Aurich
 Name, Vorname Unternehmen / Institution  Name, Vorname Unternehmen / Institution
Liste der Teilnehmenden
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 Name, Vorname Unternehmen / Institution  Name, Vorname Unternehmen / Institution
 K
 Karczmarzyk, André nordwest2050 
 Karlstetter, Dr., Nana nordwest2050 |  
  Universität Oldenburg
 Kirk, Matthias Metropolregion  
  Bremen-Oldenburg
 Klenke, Dr., Thomas Universität Oldenburg | COAST
 Krause, Dr., Arno Grünlandzentrum
 Krieger, Christoph NieKE – Universität Vechta
 L
 Lieberum, Andreas nordwest2050 |  
  Sustainability Center Bremen
 Luitjens, Bettina Landwirtschaftlicher Betrieb
 M
 Mansholt, Karin BDM Ostfriesland
 Masch, Dr. , Eberhard LGLN – RD Meppen |  
  Staatliche Moorverwaltung
 Mesterharm, Dr. , Michael Universität Oldenburg  
  Produktion und Umwelt
 Meyer, Johann Landwirt
 Morfeld, Roland NABU – Woldenhof
 Morisse, Martin Bundesverband Deutscher  
  Milchviehhalter e.V.
 Mose, Prof. Dr., Ingo nordwest2050 |  
  Universität Oldenburg
 Müntinga, Menno Heite Biolandwirtschaft
 N
 Neuhaus, Rolf Landkreis Friesland
 Noosten, Carl LHV Ostfriesland e.V. | Landwirt
 O
 Oberdörffer, Julia ARSU GmbH
 Obermeyer, Helgrid LGLN – Regionaldirektion Aurich
 Onneken, Konrad Landwirt | BDM e.V.
 Ortmann, Stefan  Landwirtschaftskammer  
  Niedersachsen
 P
 Pfriem, Prof. Dr., Reinhard nordwest 2050 |  
  Universität Oldenburg




 Rastede, Heinrich Landvolk | LEB
 Rieken, Volker JadeWeserPort Realisierungs  
  GmbH und Co. KG
 Rode, Martin  Bund für Umwelt und  
  Naturschutz Deutschland
 S
 Säfken, Christine Arbeitsgemeinschaft der  
  Landfrauenvereine Aurich
 Säfken, Gerd Landwirt
 Scheele, Prof. Dr., Ulrich ARSU GmbH
 Schmidt, Britta Nationalpark Niedersächsisches  
  Wattenmeer
 Schnieders, Johannes Wasser- und Abwasser- 
  Zweckverband Niedergrafschaft
 Schröder, Inga Stadt Wilhelmshaven |  
  Fachbereich Umwelt
 Schröder, Sven Diplom Ökonom |  
  Wirtschaftsförderer
 Salomon, Anna Landkreis Friesland
 Sprenger, Robert Stadt Oldenburg –  
  Fachdienst Naturschutz
 Stania, Bernd NDV GmbH
 T
 Thiermann, Annette Universität Bremen
 Tienz, Kirsten Arbeitsgemeinschaft der Volks- 
  banken und Raiffeisenbanken
 U
 Uphoff, Karsten ecco An-Institut der Universität OL
 V
 Vieler, Jürgen J. Bünting Beteiligungs AG
 Vollmer, Manfred Waddensea Forum e.V.
 Vollrath, Dr., Birgit Bayrische Landesanstalt für  
  Weinbau und Gartenbau
 W
 Wendeburg, Martin NLWKN | Brake-Oldenburg
 Wieghaus, Marlies LGLN – RD Aurich |  
  Amt für Landentwicklung
 Wiesmann, Hanno Stadt Norden
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